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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1974 Ausgegeben am 2. April 1974 60. Stück

180. Bundesgesetz: Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1974
1 8 1 . Bundesgesetz: Neuerliche Änderung des Bezügegesetzes
1 8 2 . Bundesgesetz: Änderung des Studienförderungsgesetzes
1 8 3 . Bundesgesetz: Änderung des Schülerbeihilfengesetzes
1 8 4 . Bundesgesetz: Tierversuchsgesetz
1 8 5 . Bundesgesetz: Übernahme der Bundeshaftung für Darlehen und sonstige Kredite der

Axamer Lizum Aufschließungs-Aktiengesellschaft

1 8 0 . Bundesgesetz vom 6. März 1974,
mit dem das Gehaltsüberleitungsgesetz ge-
ändert wird (Gehaltsüberleitungsgesetz-No-

velle 1974)

Der Nationalrat hat beschlossen :

Artikel I

Das Gehaltsüberleitungsgesetz, BGBl. Nr. 22/
1947, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 317/1973, wird wie folgt geändert:

1. § 16 a erhält folgende Fassung:
„§ 16 a. (1) In den Fällen, in denen der Prü-

fung ein Ausbildungslehrgang vorangeht, kann
in den Ausbildungs- bzw. Prüfungsvorschriften
vorgesehen werden, daß die Prüfung in Form
von Teilprüfungen nach bestimmten Abschnitten

bzw. nach Ende des Ausbildungslehrganges ab-
zulegen ist oder abgelegt werden kann.

(2) Erfolgreich abgelegte Teilprüfungen gemäß
Abs. 1 ersetzen den entsprechenden Teil jener
Dienstprüfungen, für die der betreffende Aus-
bildungslehrgang eingerichtet ist."

2. § 18 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Soweit Ausbildungslehrgänge und Prü-

fungen nur für Verwendungen im Bereich der
Parlamentsdirektion in Betracht kommen, sind
die betreffenden Verordnungen vom Präsidenten
des Nationalrates zu erlassen."

3. § 28 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Die Zugehörigkeit der Dienstposten zu

den Standesgruppen und die Amtstitel für die
Dienstposten ergeben sich aus der nachstehenden
Übersicht:

20 111
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4. Dem § 42 wird angefügt:
„(4) Leitenden Wachebeamten, die einer Ein-

heit im Sinne des § 1 des Bundesverfassungs-
gesetzes über die Entsendung österreichischer
Einheiten zur Hilfeleistung in das Ausland auf
Ansuchen internationaler Organisationen, BGBl.
Nr. 173/1965, angehören und in einer Funktion
verwendet werden, die im Rahmen dieses
Auslandseinsatzes nach der internationalen
Übung die Führung eines höheren Amtstitels
erfordert, kann für die Dauer dieser Verwendung
der im jeweiligen Dienstzweig der Wache-
beamten-Dienstzweigeordnung vorgesehene ent-
sprechend höhere Amtstitel verliehen werden.
Soweit in der Wachebeamten-Dienstzweigeord-
nung oder im Gehaltsgesetz 1956 Rechtsfolgen
an die Innehabung bestimmter Amtstitel ge-
knüpft werden, ist bei den im ersten Satz an-
geführten leitenden Wachebeamten von jenem
Amtstitel auszugehen, der ihnen auf Grund ihrer
dienstrechtlichen Stellung im Inland zu-
gekommen wäre."

Artikel II

Die Dienstzweigeordnung der Beamten der
Allgemeinen Verwaltung (Anlage zu Abschnitt I
des Gehaltsüberleitungsgesetzes, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 317/1973)
wird wie folgt geändert:

1. Im Teil A Abschnitt II wird dem Abs. 4
angefügt:

„Gleiches gilt für die Erwerbung des Diploms
für Diplom-Volkswirte, sofern das betreffende
Studium nach dem 30. September 1965 ab-
geschlossen wurde."

2. Im ersten Absatz der Anstellungserforder-
nisse zum Dienstzweig 2 „Höherer Dienst bei
den Arbeitsämtern" wird nach der Wendung
„der sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen
Studien", eingefügt: „der Studien der Politik-
wissenschaft,".

3. In den Anstellungserfordernissen zum
Dienstzweig 4 „Höherer Archivdienst" wird
nach der Wendung „der philosophischen Stu-
dien," eingefügt: „der Studien der Politikwissen-
schaft,".

4. Im ersten Satz der Anstellungserfordernisse
zum Dienstzweig 9 „Höherer Dienst der Berufs-
beratung" wird nach der Wendung „der sozial-
und wirtschaftswissenschaftlichen Studien," ein-
gefügt: „der Studien der Politikwissenschaft,";

5. Die Überschrift zum Dienstzweig 24
„Rechtskundiger Dienst in der Kanzlei des
Präsidenten des Nationalrates" erhält folgende
Fassung:

„24. Rechtskundiger Dienst in der Parlaments-
direktion"

6. Der Dienstzweig 30 „Höherer schulpsycho-
logischer Dienst" erhält folgende Fassung:

7. Den Anstellungserfordernissen zum Dienst-
zweig 74 „Fernmeldetechnischer Fachdienst"
wird angefügt:

„In der Prüfungsvorschrift für den fernmelde-
technischen Fachdienst kann bestimmt werden,
daß bei Bediensteten, die im Bereich der Post-
und Telegraphenverwaltung im Lehrberuf ,Fern-
meldemonteur' ausgebildet wurden, eine Prüfung
in bestimmten Gegenständen des besonderen
Teiles insoweit zu entfallen hat, als die nach-

zuweisenden Kenntnisse oder Fertigkeiten Gegen-
stand der Ausbildung im Bereich der Post- und
Telegraphenverwaltung waren."

8. In der Spalte „Dienstposten" der Dienst-
klasse V des Dienstzweiges 101 „Verwaltungs-
fachdienst und Rechnungsfachdienst" werden die
Worte „Kanzlei des Präsidenten des National-
rates" durch das Wort „Parlamentsdirektion"
ersetzt.
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9. Den Anstellungserfordernissen zum Dienst-
zweig 105 „Mittlerer fernmeldetechnischer
Dienst" wird angefügt:

„In der Prüfungsvorschrift für den mittleren
fernmeldetechnischen Dienst kann bestimmt
werden, daß bei Bediensteten, die im Bereich der
Post- und Telegraphenverwaltung im Lehrberuf
,Fernmeldemonteur' ausgebildet wurden, eine
Prüfung in bestimmten Gegenständen des be-
sonderen Teiles insoweit zu entfallen hat, als die
nachzuweisenden Kenntnisse oder Fertigkeiten
Gegenstand der Ausbildung im Bereich der Post-
und Telegraphenverwaltung waren."

10. Den Anstellungserfordernissen zum Dienst-
zweig 106 „Bau- und Gebäudeaufsichtsdienst"
wird angefügt:

„Wird in der Prüfungsvorschrift für den Bau-
und Gebäudeaufsichtsdienst die Prüfung eines
Gegenstandes ,Erste-Hilfe-Leistung bei Bau-
unfällen' vorgesehen, so kann in dieser Prüfungs-
vorschrift bestimmt werden, daß bei Bediensteten,
die eine Bestätigung über die erfolgreiche Teil-
nahme an einem Erste-Hilfe-Kurs erbringen, die
Prüfung dieses Gegenstandes zu entfallen hat."

Artikel III

Den Anstellungserfordernissen zum Dienst-
zweig 14 „Straßenwärter in besonderer Ver-
wendung" der Handwerker-Dienstzweige-

ordnung (Anlage zu Abschnitt I a des Gehalts-
überleitungsgesetzes) wird angefügt:

„Wird in der Vorschrift über die angeführte
Prüfung die Prüfung eines Gegenstandes über
die Erste-Hilfe-Leistung vorgesehen, so kann in
dieser Prüfungsvorschrift bestimmt werden, daß
bei Bediensteten, die eine Bestätigung über die
erfolgreiche Teilnahme an einem Erste-Hilfe-Kurs
erbringen, die Prüfung dieses Gegenstandes zu
entfallen hat."

Artikel IV

Im Teil A Abschnitt I der Lehrer-Dienst-
zweigeordnung (Anlage zu Abschnitt III a des
Gehaltsüberleitungsgesetzes, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 244/1970)
wird dem Abs. 4 angefügt:

„Gleiches gilt für die Erwerbung des Diploms
für Diplom-Volkswirte, sofern das betreffende
Studium nach dem 30. September 1965 abge-
schlossen wurde."

Artikel V

Die Wachebeamten-Dienstzweigeordnung (An-
lage zu Abschnitt IV des Gehaltsüberleitungs-
gesetzes, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 317/1973) wird wie folgt geändert:

1. Der Dienstzweig 1 „Leitende Wachebeamte
des Gendarmeriedienstes" erhält folgende Fas-
sung:
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2. Der Dienstzweig 2 „Leitende Wachebeamte des Sicherheitswachdienstes" erhält folgende
Fassung:

3. Teil B Abschnitt II erhält folgende Fassung:
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4. Zwischen dem ersten und dem zweiten Ab-
satz der Anstellungserfordernisse zum Dienst-
zweig 15 „Beamte des Kriminal-Vorbereitungs-
dienstes" wird folgender Absatz eingefügt:

„Das Erfordernis der vierjährigen Dienst-
leistung im Sicherheitswach- oder Gendarmerie-
dienst und der Definitivstellung im Sicherheits-
wach- oder Gendarmeriedienst sowie der zwölf-
monatigen theoretischen und praktischen Aus-
bildung im Kriminaldienst wird ersetzt durch
eine fünfjährige Dienstleistung im Kriminal-
Anwartschaftsdienst und die Definitivstellung im
Kriminal-Anwartschaftsdienst."

5. Die Anstellungserfordernisse zum Dienst-
zweig 16 „Weibliche Beamte des Kriminal-
Vorbereitungsdienstes" erhalten folgende Fas-
sung:

„Die Absolvierung einer zweijährigen Fach-
schule für Sozialarbeit und ein Lebensalter von
mindestens 20 und höchstens 32 Jahren, für die

Definitivstellung überdies eine zweijährige Aus-
bildung, die eine theoretische Schulung und eine
mindestens zwölfmonatige praktische Exekutiv-
dienstleistung umfaßt, und die erfolgreiche Ab-
legung der Fachprüfung für den Kriminaldienst.

Das Erfordernis der Absolvierung einer zwei-
jährigen Fachschule für Sozialarbeit wird er-
setzt:

1. bei weiblichen Kriminalbeamten, die aus
dem Stande des Sicherheitswachdienstes
kommen, durch eine vierjährige Dienst-
leistung im Sicherheitswachdienst und die
Definitivstellung im Sicherheitswachdienst,
eine zwölfmonatige theoretische und prak-
tische Ausbildung im Kriminaldienst und
die erfolgreiche Ablegung der Fachprüfung
für den Kriminaldienst. Im Zeitpunkt der
Zulassung zur probeweisen Dienstleistung
im Kriminaldienst darf die Bewerberin das
36. Lebensjahr nicht überschritten haben.
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2. bei weiblichen Kriminalbeamten; die aus
dem Stande des Kriminal-Anwartschafts-
dienstes kommen, durch eine fünfjährige
Dienstleistung im Kriminal-Anwartschafts-
dienst, die Definitivstellung im Kriminal-
Anwartschaftsdienst und die erfolgreiche

Ablegung der Fachprüfung für den
Kriminaldienst."

6. Die Dienstzweige 17 und 18 erhalten die
Bezeichnung „18" und „19". Als neuer Dienst-
zweig 17 wird eingefügt:

Artikel VI

Im Teil A Abschnitt I der Heeresdienstzweige-
ordnung (Anlage zu Abschnitt IV a des Gehalts-
überleitungsgesetzes, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 317/1973) wird dem
Abs. 4 angefügt:

„Gleiches gilt für die Erwerbung des Diploms
für Diplom-Volkswirte, sofern das betreffende
Studium nach dem 30. September 1965 ab-
geschlossen wurde."

Artikel VII

Dem Art. VI der 1. Gehaltsüberleitungsgesetz-
Novelle 1970, BGBl. Nr. 243, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 317/1973 wird an-
gefügt:

„(4) Auf Wehrpflichtige, die einen freiwillig
verlängerten Grundwehrdienst in der Dauer
von drei Jahren leisten, sind hinsichtlich der
Zulassung zur Unteroffiziersausbildung und zu
den im Teil C der Heeresdienstzweigeordnung
(Anlage zu Abschnitt IV a des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes) vorgeschriebenen Dienstprü-
fungen sowie hinsichtlich deren Durchführung
die für zeitverpflichtete Soldaten geltenden Vor-
schriften sinngemäß anzuwenden."

Artikel VIII
Beamte, die auf Grund des Gehaltsüber-

leitungsgesetzes oder einer seiner Anlagen in der
vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes gel-
tenden Fassung berechtigt waren, einen anderen
Amtstitel zu führen, als er ihnen nach diesem
Bundesgesetz zukommt, sind berechtigt, diesen
Amtstitel an Stelle des neuen Amtstitels weiter-
hin zu führen.

Artikel IX
(1) Art. I Z. 3 tritt mit 1. Jänner 1974,

Art. VII mit 1. Dezember 1973 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind, soweit darin nichts anderes bestimmt wird,
die Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch,

die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, jeder Bundesminister inso-
weit betraut, als er oberste Dienstbehörde ist.

Jonas
Kreisky Kirchschläger Moser Androsch
Leodolter Staribacher Rösch Broda
Lütgendorf Weihs Sinowatz Lanc

Firnberg

1 8 1 . Bundesgesetz vom 6. März 1974, mit
dem das Bezügegesetz neuerlich geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Im § 14 des Bezügegesetzes, BGBl. Nr. 273/
1972, in der Fassung des Bundesverfassungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 18/1974, sind im Abs. 1
erster Satz nach den Worten „im Monat des
Ausscheidens gebührenden Bezug", im Abs. 1
zweiter Satz nach den Worten „diesen Bezug",
im Abs. 2 zweiter Satz nach den Worten „im
Monat des Ausscheidens gebührenden Bezuges",
im Abs. 3 nach den Worten „im Monat des
Ausscheidens gebührenden Bezug" und im Abs. 4
nach den Worten „nach den Abs. 2 und 3 zu-
stehenden Bezüge" jeweils die Worte „unter
anteilsmäßiger Berücksichtigung von Sonder-
zahlungen" anzufügen.

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt rückwirkend mit
dem Inkrafttreten des Bezügegesetzes in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit sie nicht gemäß § 50 dem Präsidenten
des Nationalrates obliegt, die Bundesregierung
betraut.

Jonas
Kreisky Kirchschläger Moser Androsch
Leodolter Staribacher Rösch Broda
Lütgendorf Weihs Sinowatz Lanc

Firnberg
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1 8 2 . Bundesgesetz vom 7. März 1974,
mit dem das Studienförderungsgesetz ge-

ändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Studienförderungsgesetz, BGBL Nr. 421/
1969, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 330/1971, 286/1972 und 335/1973 wird wie
folgt geändert:

1. § 4 hat zu lauten:

„Einkommen

§ 4. (1) Einkommen im Sinne dieses Bundes-
gesetzes ist das Einkommen gemäß § 2 Abs. 2
des Einkommensteuergesetzes 1972, BGBl.
Nr. 440, vermehrt um die bei der Einkommens-
ermittlung abgezogenen Beträge nach den §§11
und 18 Abs. 1 Z. 4 des Einkommensteuergesetzes
1972 und die steuerfreien Einkünfte gemäß § 3
Z. 14 des Einkommensteuergesetzes 1972 und
vermindert um die bei der Einkommensteuer-
festsetzung berücksichtigten außergewöhnlichen
Belastungen gemäß den §§ 34 und 106 des
Einkommensteuergesetzes 1972.

(2) Haben Personen, deren Einkommen für
die Beurteilung der sozialen Bedürftigkeit oder
für die Höhe der Studienbeihilfe nach diesem
Bundesgesetz maßgeblich ist, im Inland weder
einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Auf-

enthalt, so ist das Einkommen zu schätzen.
§ 184 der Bundesabgabenordnung ist dabei sinn-
gemäß anzuwenden.

(3) Bei Feststellung des Einkommens haben
bis zum Höchstausmaß von insgesamt. 27.000•— S
jährlich außer Betracht zu bleiben:

a) Einkünfte aus Ferialarbeit von Schülern
und Studenten;

b) Einkünfte des Studierenden als Aushilfs-
angestellter im Rahmen der Hochschul-
verwaltung;

c) Einkünfte des Studierenden als höchstens
halbbeschäftigter Angestelltes der Öster-
reichischen Akademie der Wissenschaften;

d) Einkünfte des Studierenden als Demon-
strator, halbbeschäftigte wissenschaftliche
Hilfskraft oder Vertragsassistent, dessen
Beschäftigungsausmaß höchstens die Hälfte
des vollen Ausmaßes ausmacht;

e) Entschädigungen gemäß § 13 Abs. 5 des
Hochschülerschaftsgesetzes 1973, BGBl.
Nr. 309;

f) Studienbeihilfen und Stipendien aller Art,
wenn die Gewährung mit keiner Ver-
pflichtung zu einer Gegenleistung ver-
bunden ist."

2. Im § 9 hat Abs. 1 zu lauten:
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3. Im § 9 haben die Abs. 4, 5 und 6 zu lauten:

„(4) Die Einkommensgrenzen des Abs. 1
werden erhöht:

a) für Personen, für die entweder der Studie-
rende oder einer seiner beiden leiblichen
Elternteile (Wahlelternteile) kraft Gesetzes
Unterhalt leistet: Für die erste dieser Perso-
nen um 12.000•— S, für die zweite um
15.000•— S, für die dritte und jede weitere
Person um 18.000•— S, jedoch in allen
Fällen nur um 9000•— S, wenn es sich um
ein noch nicht schulpflichtiges Kind han-
delt. Die Einkommensgrenzen des Abs. 1
erhöhen sich um weitere 6000•— S für jede
der vorgenannten Personen, die eine der im
§ 1 Abs. 1 genannten Anstalten als ordent-
licher Hörer (Studierender) besucht oder
einem solchen auf Grund des § 1 Abs. 2
gleichgestellt ist. Für den Studierenden
selbst steht keine Erhöhung der Einkom-
mensgrenzen zu. Der zweite Elternteil
(Wahlelternteil) ist jedenfalls zu berück-
sichtigen;

b) wenn die leiblichen Eltern (Wahleltern)
des Studierenden nicht in Wohngemein-
schaft leben, um 40.000•— S.

(5) Erhält der Studierende neben der Studien-
beihilfe nach diesem Bundesgesetz eine Studien-
beihilfe oder ein Stipendium von anderer Seite,
so ist die Studienbeihilfe nach diesem Bundes-
gesetz so weit zu kürzen, daß die Summe der
Zuwendungen ohne Anrechnung des Begabten-
stipendiums bei unverheirateten Studierenden im
Fall des Abs. 1 lit. a und b 30.000•— S, im Fall
des Abs. 1 lit. c 23.000•— S im Studienjahr nicht
übersteigt. Diese Grenzen erhöhen sich für ver-
heiratete Studierende um 8000•— S.

(6) Von der gemäß Abs. 1 bis 5 errechneten
Studienbeihilfe ist das Einkommen des Ehe-
partners eines verheirateten Studierenden mit
dem 30.000•— S übersteigenden Betrag zur
Hälfte und mit dem 50.000•— S übersteigenden
Betrag zur Gänze abzuziehen. Die angeführten
Beträge erhöhen sich für leibliche Kinder (Wahl-
kinder) des Studierenden oder seines Ehepartners
um die im Abs. 4 angeführten Beträge, soweit

diese Kinder nicht schon gemäß Abs. 4 bei der
Berechnung des Einkommens des Studierenden
zu berücksichtigen waren."

4. Im § 10 haben die Abs. 1 und 2 zu lauten:

„(1) Die Studienbeihilfenbehörde ist mit dem
Sitz in Wien und mit Außenstellen in Graz,
Innsbruck, Linz und Salzburg einzurichten. Bei
entsprechendem Bedarf kann der Bundesminister
für Wissenschaft und Forschung aus Gründen der
Verwaltungsvereinfachung weitere Außenstellen
in Klagenfurt und Leoben errichten. Die Außen-
stelle in Graz ist für Studierende an den im § 1 Abs. 1
genannten Anstalten in Steiermark und Kärnten,
die Außenstelle in Innsbruck ist für Studierende
an den im § 1 Abs. 1 genannten Anstalten in
Tirol und Vorarlberg, die Außenstelle in Linz
ist für Studierende an den im § 1 Abs. 1 ge-
nannten Anstalten in Oberösterreich, die Außen-
stelle in Salzburg ist für Studierende an den im
§ 1 Abs. 1 genannten Anstalten in Salzburg zu-
ständig. Die Studienbeihilfenbehörde untersteht
in allen ihre Organisation betreffenden Ange-
legenheiten unmittelbar dem Bundesminister für
Wissenschaft und Forschung. Die Befugnisse
des mit der Vollziehung der Studienbeihilfen-
angelegenheiten für die Studierenden an den im
§ 1 Abs. 1 lit. d und e genannten Anstalten
betrauten Bundesministers für Unterricht und
Kunst sowie des mit der Vollziehung der Studien-
beihilfenangelegenheiten für die Schüler an den
im § 1 Abs. 1 lit. f genannten Anstalten betrauten
Bundesministers für Gesundheit und Umwelt-
schutz werden dadurch nicht berührt.

(2) In allen Fällen, in denen ein Ermittlungs-
verfahren (§§ 37 ff. des AVG 1950) durchzuführen
ist, entscheidet die Studienbeihilfenbehörde in
Senaten, wobei für die Studierenden jeder der im
§ 1 Abs. 1 lit. a, b, d, e und f genannten Anstalten
ein eigener Senat einzurichten ist.

a) Der Senat der Studienbeihilfenbehörde an
der Universität Wien ist auch für die
Studierenden an theologischen Lehranstalten
in Burgenland, Niederösterreich und Wien
zuständig;

b) der Senat der Studienbeihilfenbehörde an
der Universität in Graz ist auch für die
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Studierenden an theologischen Lehranstalten
in Kärnten und Steiermark zuständig;

c) der Senat der Studienbeihilfenbehörde an
der Universität Innsbruck ist auch für die
Studierenden an theologischen Lehranstalten
in Tirol und Vorarlberg zuständig;

d) der Senat der Studienbeihilfenbehörde an
der Hochschule für Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaften in Linz ist auch für die
Studierenden an theologischen Lehranstalten
in Oberösterreich zuständig;

e) der Senat der Studienbeihilfenbehörde der
Universität Salzburg ist auch für die Studie-
renden an theologischen Lehranstalten in
Salzburg zuständig."

5. Im § 10 hat Abs. 6 zu lauten:

„(6) Die für die im § 1 Abs. 1 lit. d bis f ge-
nannten Anstalten zuständigen Senate bestehen
jeweils aus vier Mitgliedern, von denen je zwei
aus dem Kreise der Lehrer und zwei aus dem
Kreise der Studierenden zu entnehmen sind. Von
den Mitgliedern aus dem Kreise der Lehrer muß
mindestens eines rechtskundig sein. Die Mit-
glieder der Senate sind auf Vorschlag des Lehr-
körpers (der Schulleitung) der jeweiligen Anstalt
bzw. auf Vorschlag der Vertretung der Studieren-
den dieser Anstalt vom jeweils zuständigen
Bundesminister für jeweils ein Kalenderjahr zu
ernennen. Ferner sind entsprechend den vor-
stehenden Bestimmungen vier Ersatzmitglieder
zu ernennen."

6. Im § 11

a) hat Abs. 1 zu lauten:

„(1) In Studienbeihilfenangelegenheiten
ist in erster Instanz die Studienbeihilfen-
behörde zuständig."

b) hat Abs. 2 lit. b zu lauten:

„b) der Bundesminister für Unterricht und
Kunst für die Studierenden an Pädagogi-
schen Akademien und an den diesen ver-
gleichbaren Privatschulen mit eigenem
Organisationsstatut, an Berufspädagogischen
Lehranstalten, die Zentrallehranstalten (§ 3
Abs. 4 des Bundes-Schulaufsichtsgesetzes,
BGBl. Nr. 240/1962) sind sowie an öffent-
lichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht
ausgestatteten Land- und forstwirtschaft-
lichen berufspädagogischen Lehranstalten;"

c) hat Abs. 3 zu entfallen.

6 a. Im § 20 lit. e hat der letzte Halbsatz zu
lauten:

„ausgenommen sind die im § 4 Abs. 3 genannten
Tätigkeiten."

7. Im § 24 hat Abs. 4 zu lauten:

„(4) An Pädagogischen Akademien ist der
Studienerfolg durch Vorprüfungs-, Kolloquien-,
Seminar- oder Übungszeugnisse über mindestens
fünf Wochenstunden aus den Pflichtgegenständen
des letztvergangenen Semesters, deren Durch-
schnittsnote nicht schlechter als 1•5 sein darf,
sowie das Zeugnis über die Schul- und Erziehungs-
praxis im letztvergangenen Semester, dessen Note
nicht schlechter als 2 sein darf, nachzuweisen."

8. § 34 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich der Hochschulen, der Akademie
der bildenden Künste und der theologischen
Lehranstalten der Bundesminister für Wissenschaft
und Forschung, hinsichtlich der Pädagogischen
Akademien, Berufspädagogischen Lehranstalten,
Lehranstalten für gehobene Sozialberufe sowie
der diesen vergleichbaren Privatschulen mit
eigenem Organisationsstatut und Land- und forst-
wirtschaftlichen berufspädagogischen Lehranstal-
ten der Bundesminister für Unterricht und Kunst
und hinsichtlich der medizinisch-technischen
Schulen der Bundesminister für Gesundheit und
Umweltschutz betraut. Bei der Erlassung von
Verordnungen und hinsichtlich der Bestimmung
des § 5 Abs. 2 ist im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen vorzugehen."

Artikel II

Übergangsbes t immungen

(1) Studierende (Schüler), denen für das
Studienjahr (Ausbildungsjahr) 1973/74 eine
Studienbeihilfe bewilligt wurde, können bis
30. Juni 1974 um deren Erhöhung ansuchen.
Der Anspruch auf Erhöhung besteht für die
Monate März bis Juli 1974, an den Pädagogischen
Akademien sowie an jenen medizinisch-techni-
schen Schulen, deren Ausbildungsjahr im Sep-
tember 1973 begonnen hat, jedoch für die Monate
Feber bis Juni 1974.

(2) Sofern für die Ermittlung des Einkommens
ein Zeitraum vor dem 1. Jänner 1973 maßgebend
ist, ist für diesen Zeitraum das Einkommen gemäß
§ 2 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 1967,
BGBl. Nr. 268, heranzuziehen, vermehrt um die
bei der Einkommensermittlung abgezogenen
Beträge nach § 4 Abs. 4 Z. 4, § 6 e und § 10 Abs. 1
Z. 5 des Einkommensteuergesetzes 1967 sowie um
die steuerfreien Einkünfte gemäß § 3 Abs. 1
Z. 8, 9, 10 und 11 des Einkommensteuergesetzes
1967.

(3) Abweichend von der Bestimmung des
Abs. 2 ist das Jahreseinkommen jener Personen
zu schätzen, die mit anderen Personen gemäß
§§ 26 und 27 des Einkommensteuergesetzes 1967,
BGBl. Nr. 268, zusammen veranlagt wurden
sofern deren Einkommen entweder zur Beur-
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teilung der sozialen Bedürftigkeit überhaupt
nicht heranzuziehen ist oder im abgelaufenen
Kalenderjahr nur aus Einkünften aus nicht-
selbständiger Arbeit besteht.

Artikel III

Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses
Bundesgesetzes richtet sich nach § 34 Abs. 3 des
Studienförderungsgesetzes in der Fassung des
Art. I Z. 8 dieses Bundesgesetzes.

Jonas
Kreisky Firnberg

Sinowatz Leodolter Androsch

1 8 3 . Bundesgesetz vom 7. März 1974,
mit dem das Schülerbeihilfengesetz geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Art. II des Schülerbeihilfengesetzes, BGBl.
Nr. 253/1971, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 285/1972 wird wie folgt geändert:

1. Im § 1

a) hat Abs. 2 zu lauten:
„(2) Österreichische Staatsbürger, die eine

mittlere oder höhere Schule ab der 10. Schulstufe
oder eine Schule für Berufstätige als ordentliche
Schüler oder eine Schule für den medizinisch-
technischen Fachdienst oder eine Bundes-
hebammenlehranstalt besuchen, haben nach Maß-
gabe dieses Bundesgesetzes Anspruch auf Schul-
beihilfen und Heimbeihilfen."

b) hat der zweite Satz des § 1 Abs. 4 zu
lauten:
„Ferner gelten als Schulen im Sinne dieses
Bundesgesetzes die öffentlichen oder mit dem
Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Sonder-
formen der mittleren Schulen im Sinne des
Schulorganisationsgesetzes, die öffentlichen oder
mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten
land- und forstwirtschaftlichen Fachschulen, die
öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht
ausgestatteten Schulen im Sinne des Bundes-
gesetzes über Schulen zur Ausbildung von Leibes-
erziehern und Sportlehrern, BGBl. Nr. 140/1974,
sowie die den mittleren und höheren Schulen
vergleichbaren mit dem Öffentlichkeitsrecht aus-
gestatteten Privatschulen mit Organisationsstatut
(§ 14 Abs. 2 des Privatschulgesetzes, BGBl.
Nr. 244/1962), jeweils unter der Voraussetzung,
daß sie entweder in einem Unterrichtsjahr
mindestens acht Monate mit mindestens
30. Wochenstunden oder in mehreren Unter-
richtsjahren insgesamt mindestens 1200 Unter-

richtsstunden, hievon in jedem vollen Unter-
richtsjahr jedoch mindestens 500 Unterrichts-
stunden, in den Pflichtgegenständen umfassen."

2. Im § 3

a) hat der erste Satz des Abs. 2 zu lauten:

„Das Einkommen ist von Personen, die zur
Einkommensteuer veranlagt werden, durch Vor-
lage des zuletzt zugestellten, gemäß Abs. 1 in
Betracht kommenden Steuerbescheides und von
Personen, die nicht zur Einkommensteuer ver-
anlagt werden, durch eine Bestätigung des
Arbeitgebers (der Arbeitgeber) oder der bezugs-
liquidierenden Stelle(n) nachzuweisen."

b) sind nach Abs. 3 folgende Absätze anzu-
fügen:

„(4) Berufstätigen Schülern sind Beihilfen unter
der Bedingung zu gewähren, daß sie ihre beruf-
liche Tätigkeit nachweislich einstellen oder so
weit einschränken, daß die Einkommensgrenzen
nicht mehr überschritten sind. Das Einkommen
aus einer Tätigkeit, die wegen des Schulbesuches
aufgegeben wurde, ist sodann bei der Beurteilung
der sozialen Bedürftigkeit nicht mehr zu berück-
sichtigen. Im Falle der Einschränkung der Be-
rufstätigkeit ist das nach der Einschränkung zu
erwartende Einkommen als Grundlage für die
Beurteilung der Bedürftigkeit zu schätzen. Bei
Aufgabe der Berufstätigkeit ist (sind) die Lohn-
steuerkarte(n) beim Schülerbeihilfenakt zu ver-
wahren.

(5) Die Bestimmungen der Abs. 3 und 4 sind
sinngemäß anzuwenden, wenn eines der dort
erwähnten Ereignisse auf den Ehepartner des
Schülers zutrifft oder wenn der Ehepartner eine
Schule besucht."

3. § 4 hat zu lauten:

„ E i n k o m m e n

§ 4. (1) Einkommen im Sinne dieses Bundes-
gesetzes ist das Einkommen gemäß § 2 Abs. 2
des Einkommensteuergesetzes 1972, BGBl.
Nr. 440, vermehrt um die bei der Einkommens-
ermittlung abgezogenen Beträge nach den §§11
und 18 Abs. 1 Z. 4 des Einkommensteuergeset-
zes 1972 und die steuerfreien Einkünfte gemäß
§ 3 Z. 14 des Einkommensteuergesetzes 1972
und vermindert um die bei der Einkommen-
steuerfestsetzung berücksichtigten außergewöhn-
lichen Belastungen gemäß den §§ 34 und 106 des
Einkommensteuergesetzes 1972.

(2) Haben Personen, deren Einkommen für
die Beurteilung der Bedürftigkeit maßgeblich ist,
im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren
gewöhnlichen Aufenthalt, so ist das Einkommen
zu schätzen. § 184 der Bundesabgabenordnung
ist dabei sinngemäß anzuwenden.
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(3) Bei Berechnung des Einkommens haben
bis zum Höchstausmaß von insgesamt 8500 S
jährlich außer Betracht zu bleiben:

a) Einkünfte aus Ferialarbeit von Schülern
und Studenten;

b) Studienbeihilfen und Stipendien, soweit
sie nicht bereits gemäß Abs. 1 außer Be-
tracht bleiben."

4. Im § 5

a) hat Abs. 1 zu lauten:

„(1) Der günstige Schulerfolg ist gegeben:
a) für die Schulbeihilfe, wenn der Schüler

im Jahreszeugnis über die der besuchten
Schulstufe jeweils vorangehende Schulstufe
keinen schlechteren Notendurchschnitt in
den Pflichtgegenständen als 2,8 hat,

b) für die Heimbeihilfe, wenn der Schüler
im Jahreszeugnis über die der besuchten
Schulstufe jeweils vorangehende Schulstufe
keinen schlechteren Notendurchschnitt in
den Pflichtgegenständen als 3,1 hat."

b) hat der zweite Satz des Abs. 2 zu lauten:
„In der Folge sind für die Beurteilung des
günstigen Schulerfolges jeweils das Winter- und
Sommerhalbjahr zusammenzufassen, wobei der
günstige Schulerfolg durch die Ablegung der in
den genannten Zeitraum fallenden Abschluß-
prüfungen mit einem Notendurchschnitt von
höchstens 3,1 und der uneingeschränkten Eignung
zum Aufsteigen in das nächstfolgende Winter-
halbjahr erbracht wird; liegt für die Feststellung
des Schulerfolges nur eine Abschlußprüfung vor,
so genügt deren positive Ablegung und die
uneingeschränkte Eignung zum Aufsteigen in das
nächstfolgende Winterhalbjahr."

c) ist nach dem Abs. 3 folgender Abs. 4 anzu-
fügen:

„(4) An den Schulen für den medizinisch-
technischen Fachdienst sowie an Bundes-
hebammenlehranstalten ist der Nachweis des
günstigen Schulerfolges zu erbringen:

a) im ersten Jahr der Ausbildung durch Vor-
lage eines Jahreszeugnisses über die neunte
Schulstufe, das den Bestimmungen des
Abs. 1 entspricht;

b) im zweiten bzw. dritten Jahr der Aus-
bildung durch Vorlage einer Bestätigung
der Schulleitung über die jeweils im voran-
gegangenen Jahr der Ausbildung abgelegten
Einzelprüfungen, deren Notendurchschnitt

aa) für die Schulbeihilfe nicht schlechter
als 2,8,

bb) für die Heimbeihilfe nicht schlechter
als 3,1 sein darf;

welche Prüfungen als Einzelprüfungen zu
berücksichtigen sind, ist unter Bedacht-
nahme auf die Ausbildungs- und Prüfungs-
vorschriften durch Verordnung fest-
zulegen."

5. Im § 6 haben die Abs. 1, 2 und 3 zu
lauten:

„(1) Die Schulbeihilfe beträgt im Schuljahr:

(2) Bei Schülern, deren Eltern verstorben sind,
ferner bei Schülern, die eine Schule für Berufs-
tätige besuchen und sich zur Gänze selbst erhal-
ten, sowie bei Schülern, die eine sonstige der
unter § 1 fallenden Schulen besuchen und sich
vor Aufnahme dieses Schulbesuches durch minde-
stens vier Jahre zur Gänze selbst erhalten haben,
beträgt die Schulbeihilfe im Schuljahr:

(3) Die Einkommensgrenzen der Abs. 1 und 2
erhöhen sich für Personen, für die im Falle des
Abs. 1 einer der beiden Elternteile, im Falle
des Abs. 2 der Schüler kraft Gesetzes Unterhalt
leistet. Für den Schüler selbst steht keine Er-
höhung der Einkommensgrenze zu. Der zweite
Elternteil ist jedenfalls zu berücksichtigen. Für
die erste dieser Personen erhöhen sich die Ein-
kommensgrenzen um 12.000 S, für die zweite
um 15.000 S, für die dritte und jede weitere
Person um 18.000 S, jedoch nur um 9000 S, wenn
es sich um ein noch nicht schulpflichtiges Kind
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handelt. Die Einkommensgrenzen des Abs. 1
erhöhen sich um weitere 6000 S für jede der
vorgenannten Personen, die eine der unter § 1
fallenden Schulen als ordentlicher Schüler oder
eine der im § 1 Abs. 1 des Studienförderungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 421/1969, genannten An-
stalten als ordentlicher Hörer (Studierender) be-
sucht oder einem solchen auf Grund des § 1
Abs. 2 des Studienförderungsgesetzes gleich-
gestellt ist, sowie um weitere 6000 S für jeden
Schüler, auf den die Bestimmungen des § 8
Abs. 1 dieses Bundesgesetzes bzw. für jeden
Studierenden, auf den die Bestimmungen des
§ 9 Abs. 1 lit. b des Studienförderungsgesetzes
zutreffen. Ferner erhöhen sich die Einkommens-
grenzen des Abs. 1 um 40.000 S, wenn die
Eltern des Schülers nicht in Wohngemeinschaft
leben."

6. Im § 7

a) haben an die Stelle der Abs. 1 bis 3 fol-
gende Abs. 1 bis 4 zu treten:

„(1) Schüler, die eine höhere Schule für Be-
rufstätige besuchen und sich zum Zwecke der
Vorbereitung auf die Reifeprüfung gegen Ent-
fall der Bezüge beurlauben lassen oder ihre Be-
rufstätigkeit nachweislich einstellen, haben — un-
abhängig von den im § 6 festgesetzten Einkom-
mensgrenzen — für die der Reifeprüfung unmit-
telbar vorangehenden sechs Monate, während
derer sie daher ihre Berufstätigkeit nicht aus-
üben, für jeden dieser sechs Monate Anspruch auf
eine Schulbeihilfe in der Höhe des letzten
Monatsbezuges, vermindert um die einbehalte-
nen gesetzlichen Abzüge und die Familienbei-
hilfe, höchstens jedoch in der Höhe von 3000 S.

(2) Die Höchstgrenze gemäß Abs. 1 erhöht sich
bei verheirateten Schülern, wenn die Ehefrau
nicht berufstätig ist, um 1500 S, ferner für jedes
Kind, für das der Schüler kraft Gesetzes Unter-
halt leistet, um 500 S.

(3) Die Höchstgrenze gemäß Abs. 1 erhöht
sich im Falle einer freiwilligen Weiterversiche-
rung in der Kranken- und Pensionsversicherung
um den hiefür geleisteten Beitrag für die Dauer
des Anspruchs gemäß Abs. 1, insoweit der Bei-
trag nicht für eine höhere Bemessungsgrundlage,
als der Höhe des letzten Monatsbezuges ent-
spricht, geleistet wird.

(4) Auf die nach den Abs. 1 und 2 zustehende
besondere Schulbeihilfe ist ein für den gleichen
Monat allenfalls zustehender Anspruch auf
Schulbeihilfe gemäß § 6 anzurechnen."

b) erhält der bisherige Abs. 4 die Bezeich-
nung „(5)".

7. Im § 8

a) Abs. 1 ist in lit. b der Punkt durch das
Wort „oder" zu ersetzen und folgende lit. c an-
zufügen:

„c) sie in dem mit einer Bundeshebammen-
lehranstalt verbundenen Internat untergebracht
sind."

b) hat Abs. 2 zu lauten:

c) hat Abs. 4 zu lauten:

8. Im § 9

a) hat Abs. 2 zu lauten :

„(2) Für Schüler mit ausgezeichnetem Schul-
erfolg beträgt ferner:

a) in den Fällen des § 6 Abs. 1 bzw. § 8
Abs. 2
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b) in den Fällen des § 6 Abs. 2 bzw. § 8
Abs. 4

b) ist Abs. 3 folgender Satz anzufügen:
„Ein ausgezeichneter Schulerfolg in den Schulen
für den medizinisch-technischen Fachdienst und
den Bundeshebammenlehranstalten ist gegeben,
wenn die Prüfungsergebnisse im jeweils voran-
gegangenen Jahr der Ausbildung im Sinne der
Vorschriften über das Klassifizieren mit ausge-
zeichnet' zu bewerten sind."

9. § 10 hat zu lauten:

„ Z u s t ä n d i g k e i t

§ 10. Zuständig ist in Beihilfenangelegenheiten
von Schülern

a) an Zentrallehranstalten (§ 3 Abs. 4
des Bundes-Schulaufsichtsgesetzes, BGBl.
Nr. 240/1962), an land- und forstwirt-
schaftlichen Bundesschulen sowie an För-
sterschulen der Bundesminister für Unter-
richt und Kunst;

b) an den nicht unter lit. a fallenden land-
und forstwirtschaftlichen Schulen in erster
Instanz der für die Schule örtlich zustän-
dige Landeshauptmann, in zweiter Instanz
der Bundesminister für Unterricht und
Kunst;

c) an den Schulen für den medizinisch-tech-
nischen Fachdienst und an den Bundes-
hebammenlehranstalten in erster Instanz
der für diese Schule örtlich zuständige
Landeshauptmann, in zweiter Instanz der
Bundesminister für Gesundheit und Um-
weltschutz;

d) an den übrigen Schulen in erster Instanz
der für die Schule örtlich zuständige Lan-
desschulrat, in zweiter Instanz der Bun-
desminister für Unterricht und Kunst."

10. Dem § 13 Abs. 1 ist folgender Satz anzu-
fügen :

„Bei den Schulen für den medizinisch-technischen
Fachdienst und den Bundeshebammenlehranstal-
ten gilt jeweils ein Jahr der Ausbildung als
Schuljahr."

11. § 14 hat zu lauten:

„ A n s u c h e n um E r h ö h u n g v o n Bei-
h i l f e n

§ 14. (1) Tritt während des Schuljahres, für
das um die Schulbeihilfe bzw. Heimbeihilfe an-
gesucht worden ist, durch den Tod, eine schwere

Erkrankung, die Pensionierung (Berentung) eines
leiblichen Elternteiles oder des Ehepartners des
Schülers, wegen Krankheit, Unfall oder Errei-
chung der Altersgrenze oder ein gleich schweres,
von außen kommendes Ereignis, ferner wegen
Aufgabe oder Einschränkung der Berufstätigkeit
durch den Schüler, eine wesentliche Verminde-
rung des Einkommens ein, kann die Erhöhung
der Beihilfe beantragt werden. Bei derartigen
Ansuchen sind die Bestimmungen des § 3 Abs. 3
und 4 sowie der §.§ 11 bis 13 sinngemäß anzu-
wenden.

(2) Im Falle eines Anspruches auf Erhöhung
der Beihilfe gebührt je ein Zehntel der erhöhten
Beihilfe für jeden auf den Eintritt des maßgeb-
lichen Ereignisses folgenden Monat, wobei
Monate, in denen der Unterricht weniger als
die Hälfte des Monats umfaßt, nicht zu berück-
sichtigen sind. Für den betreffenden Zeitraum
bereits gewährte Beihilfen gleicher Art sind an-
zurechnen."

12. Nach § 16 ist folgender § 17 einzufügen:

„ M i n d e r u n g v o n B e i h i l f e n

§ 17. Wurde die Beihilfe auf Grund einer
Schätzung gemäß § 3 Abs. 3 bis 5 oder gemäß
§ 14 wegen Aufgabe oder Einschränkung der Be-
rufstätigkeit bewilligt und wurde wieder eine
Berufstätigkeit aufgenommen oder die einge-
schränkte Berufstätigkeit wieder ausgeweitet, ist
die Beihilfe entsprechend zu mindern. § 14
Abs. 2 ist sinngemäß anzuwenden."

13. Der bisherige § 17 erhält die Bezeichnung
„§ 18".

14. Der bisherige § 18 erhält die Bezeichnung
„5 19" und hat zu lauten:

„ F r e i h e i t v o n S t e m p e l - u n d R e c h t s -
g e b ü h r e n s o w i e v o n B u n d e s v e r -

w a l t u n g s a b g a b e n

§ 19. Die durch dieses Bundesgesetz veran-
laßten Schriften sind von Stempel- und Rechts-
gebühren sowie von Bundesverwaltungsabgaben
befreit."

15. Der bisherige § 19 erhält die Bezeichnung
"§ 20".

16. Der bisherige § 20 hat zu entfallen.

17. Die Überschrift des § 21 hat zu lauten:
„ S c h l u ß b e s t i m m u n g e n "

18. § 21 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Mit der Vollziehung des § 1 Abs. 3 und

des § 18 Abs. 6 erster Satz ist der Bundesmini-
ster für Justiz, des § 18 Abs. 6 zweiter Satz
und des § 19 der Bundesminister für Finanzen,
im übrigen der Bundesminister für Unterricht
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und Kunst und hinsichtlich der Schulen für den
medizinisch-technischen Fachdienst und der
Bundeshebammenlehranstalten der Bundes-
minister für Gesundheit und Umweltschutz be-
traut."

Artikel II

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

(1) Ist für die Ermittlung des Einkommens
ein Zeitraum vor dem 1. Jänner 1973 maß-
gebend, so ist für diesen Zeitraum das Einkom-
men gemäß § 2 Abs. 2 des Einkommensteuer-
gesetzes 1967, BGBl. Nr. 268, heranzuziehen,
vermehrt um die bei der Einkommensermittlung
abgezogenen Beträge nach § 4 Abs. 4 Z. 4, § 6 e
und § 10 Abs. 1 Z. 5 des Einkommensteuer-
gesetzes 1967 sowie um die steuerfreien Ein-
künfte gemäß § 3 Abs. 1 Z. 8, 9, 10 und 11 des
Einkommensteuergesetzes 1967.

(2) Abweichend von der Bestimmung des
Abs. 1 ist das Jahreseinkommen von jenen Per-
sonen zu schätzen, die mit anderen gemäß §§ 26
und 27 des Einkommensteuergesetzes 1967 zu-
sammen veranlagt wurden, sofern deren
Einkommen entweder zur Beurteilung der
Bedürftigkeit überhaupt nicht heranzuziehen ist
oder im abgelaufenen Kalenderjahr nur aus Ein-
künften aus nichtselbständiger Arbeit besteht.

(3) Schülern, die sich am 1. August 1974 an
einer Schule für den medizinisch-technischen
Fachdienst oder an einer Bundeshebammenlehr-
anstalt in Ausbildung befinden, gebührt der volle
Betrag der Schul- oder Heimbeihilfe nur dann,
wenn das Jahr der Ausbildung nach dem
1. August 1974 noch mindestens bis einschließ-
lich 15. Mai 1975 dauert. In den übrigen Fällen
finden die §§ 6 Abs. 5, 8 Abs. 6 und 9 Abs. 4
des Schülerbeihilfengesetzes sinngemäß Anwen-
dung.

Artikel III

Art. I Z. 3, 9 und 13 bis 18 sowie Art. II
Abs. 1 und 2 treten mit 1. Jänner 1974, die
übrigen Bestimmungen mit 1. August 1974 in
Kraft.

Artikel IV

Mit der Vollziehung des Art. I Z. 14 dieses
Bundesgesetzes ist der Bundesminister für
Finanzen, im übrigen der Bundesminister für
Unterricht und Kunst, hinsichtlich der Schulen
für den medizinisch-technischen Fachdienst und
der Bundeshebammenlehranstalten der Bundes-
minister für Gesundheit und Umweltschutz
betraut.

Jonas
Kreisky Sinowatz

Androsch Leodolter Broda

1 8 4 . Bundesgesetz vom 7. März 1974
betreffend Versuche an lebenden Tieren (Tier-

versuchsgesetz)
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Gegenstand dieses Bundesgesetzes ist die
Regelung von Versuchen an lebenden Tieren im
Sinne des § 2

a) in Angelegenheiten des Hochschulwesens
(Art. 14 Abs. 1 B-VG),

b) in Angelegenheiten des Gewerbes und der
Industrie (Art. 10 Abs. 1 Z. 8 B-VG) und

c) in Angelegenheiten des Gesundheitswesens,
des Veterinärwesens und des Ernährungs-
wesens einschließlich der Nahrungsmittel-
kontrolle (Art. 10 Abs. 1 Z. 12 B-VG).

§ 2. Tierversuche im Sinne dieses Bundesgeset-
zes sind Eingriffe an oder Behandlungen von
lebenden Tieren, die für das Tier mit Schmerzen
oder Leiden verbunden sein werden,

a) für Zwecke der Forschung und Entwick-
lung,

b) für Zwecke der wissenschaftlichen Ausbil-
dung und der medizinischen Diagnose und

c) für Zwecke der Erprobung und der Prü-
fung von Seren, Heilmitteln, Nahrungs-
und Genußmitteln, toxikologischen Pflan-
zenschutzmitteln, Schädlingsbekämpfungs-
mitteln und Kosmetika.

§ 3. (1) Tierversuche dürfen nur in Einrich-
tungen von physischen oder juristischen Perso-
nen oder von Personengesellschaften des Han-
delsrechts durchgeführt werden, denen durch die
Behörde die Bewilligung zur Vornahme von
Tierversuchen erteilt wurde, sofern nicht die
Voraussetzungen nach § 4 Abs. 4 gegeben sind.

(2) Die Bewilligung zur Durchführung von
Tierversuchen nach Abs. 1 ist zu erteilen,

1. wenn ein berechtigtes Interesse an den Ver-
suchen zur Vorbeugung, Erkennung oder
Heilung von Krankheiten bei Mensch und
Tier, zur Erreichung wissenschaftlicher Er-
kenntnisse und für Zwecke der wissenschaft-
lichen Ausbildung gegeben ist;

2. wenn die angestrebten Versuchsziele nicht
durch andere Methoden und Verfahren bzw.
in den Fällen der wissenschaftlichen Ausbil-
dung durch sonstige Lehrbehelfe erreicht
werden können;

3. wenn die erforderlichen Anlagen, Geräte und
Räumlichkeiten zur Haltung und Wartung
der Versuchstiere und zur Durchführung des
Tierversuches zur Verfügung stehen;

4. wenn Personen mit den Voraussetzungen
des § 5 und überdies das erforderliche fach-
kundige Hilfspersonal insbesondere auch zur
Betreuung der Versuchstiere vor, während
und nach dem Versuch vorhanden sind;
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5. wenn die ordnungsgemäße Unterbringung
und Wartung der Versuchstiere sowie ihre
medizinische Versorgung gewährleistet sind.

§ 4. (1) Die Bewilligung kann inhaltlich be-
schränkt, befristet, unter Bedingungen erteilt und
mit Auflagen verbunden werden, sofern dies zur
Wahrung der Einhaltung der Bestimmungen der
§§ 3 Abs. 2 und 6 erforderlich ist. Die Bewilli-
gung ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzun-
gen nach § 3 Abs. 2 nachträglich wegfallen und
dem Mangel nicht innerhalb einer von der Be-
hörde gesetzten Frist abgeholfen wird. Sie kann
widerrufen werden, wenn ihre Beschränkungen
nicht eingehalten oder eine der mit ihr verbun-
denen Auflagen nicht erfüllt wird oder wenn
wiederholt Strafen wegen Verwaltungsübertre-
tungen nach § 9 Abs. 2 und 3 verhängt wurden.

(2) Die Bewilligung hat die Arten von Tier-
versuchen zu bezeichnen, für die sie erteilt wurde,
sowie diejenigen Personen, die in der jeweiligen
Versuchseinrichtung mit der Durchführung oder
Aufsicht über Tierversuche gemäß § 5 betraut
werden können (Leiter der Tierversuche).

(3) Zuständige Behörde zur Erteilung der Be-
willigung ist für Tierversuche in Angelegenhei-
ten des § 1 lit. a der Bundesminister für Wissen-
schaft und Forschung, in den Angelegenheiten
des § 1 lit. b und c die Bezirksverwaltungsbe-
hörde.

(4) Der Bewilligung bedürfen nicht:
1. Tierversuche, die in staatlichen Unter-

suchungsanstalten der Sanitätsverwaltung
und der Veterinärverwaltung sowie in staat-
lichen Lebensmitteluntersuchungsanstalten
innerhalb der diesen Anstalten gesetzlich
übertragenen Aufgaben durchgeführt wer-
den oder

2. sonstige Tierversuche, die auf Grund gesetz-
licher Vorschriften oder richterlicher Anord-
nung durchzuführen sind oder

3. Eingriffe zur Prüfung von Seren oder Impf-
stoffen sowie diagnostischer Art an lebenden
Tieren, wenn sie nach bereits erprobten oder
wissenschaftlich anerkannten Verfahren vor-
genommen werden und human- oder vete-
rinärmedizinischen Zwecken dienen, sofern
die Versuchstätigkeit vorher der zuständigen
Behörde angezeigt wird.

(5) Der Bewilligungsinhaber (§ 3 Abs. 1) ist
verpflichtet, der zuständigen Behörde (Abs. 3)
unverzüglich den Wegfall von Voraussetzungen
nach § 3 Abs. 2 sowie den Wechsel von Personen
im Sinne des Abs. 2 anzuzeigen.

§ 5. An Wirbeltieren dürfen Tierversuche mit
operativen Eingriffen nur von Personen mit
abgeschlossener Hochschulausbildung auf dem Ge-
biete der Veterinär-, der Humanmedizin, der
Pharmazie oder der Biologie, die überdies über

hinreichende Spezialkenntnisse verfügen müssen,
oder unter der Verantwortung oder Aufsicht
dieser Personen vorgenommen werden. Sonstige
Tierversuche dürfen nur von diesen sowie von
Personen mit abgeschlossener Hochschulausbil-
dung auf dem Gebiete einer sonstigen natur-
wissenschaftlichen Studienrichtung oder einer Stu-
dienrichtung der Bodenkultur, die überdies über
hinreichende Spezialkenntnisse verfügen müssen,
oder unter der Verantwortung oder Aufsicht
dieser Personen vorgenommen werden. Die nach
§ 4 Abs. 3 zuständigen Behörden können auf
Antrag Ausnahmen von den Voraussetzungen
im Sinne des 2. Satzes für Personen zulassen, die
über die erforderlichen Spezialkenntnisse verfü-
gen, ohne die im 2. Satz vorgeschriebenen
Hochschulstudien absolviert zu haben.

§ 6. (1) Tierversuche sind stets auf das uner-
läßliche Ausmaß zu beschränken. Sie sind unter
Vermeidung aller mit dem Versuchszweck nicht
notwendig verbundenen Schmerzen oder Leiden
durchzuführen.

(2) An Wirbeltieren dürfen Tierversuche nur
unter Betäubung vorgenommen werden, es sei
denn, der angestrebte Versuchszweck schließt eine
Betäubung aus oder der mit dem Eingriff ver-
bundene Schmerz ist geringfügiger als die mit
einer Betäubung verbundene Beeinträchtigung des
Befindens des Versuchstieres. Die Verwendung
muskellähmender Mittel ist bei Tierversuchen,
die ohne Betäubung vorgenommen werden, ver-
boten.

(3) Wirbeltiere, bei denen operative Eingriffe
vorgenommen wurden, deren Folgen eine starke
Beeinträchtigung ihres Zustandes darstellen, dür-
fen nach Abschluß des Versuches für andere
Versuchsvorhaben nicht mehr verwendet werden,
außer für Folgeversuche, bei denen der Tod des
Tieres eintritt, solange die allgemeine Betäubung
anhält.

(4) Zur Durchführung von Versuchen an Wir-
beltieren dürfen nur Tiere verwendet werden,
deren Gesundheitszustand durch Personen, die
den fachlichen Voraussetzungen des § 5, 1. Satz,
entsprechen, als für den Versuch geeignet fest-
gestellt wurde.

(5) Nach Beendigung des Versuches hat der
Versuchsleiter den Zustand der Versuchstiere fest-
zustellen. Tiere, die nach einem Tierversuch unter
Schmerzen leiden, sind veterinärmedizinisch zu
behandeln. Wenn nach dem Untersuchungsbefund
ein Weiterleben nur unter Leiden möglich ist;
sind die Versuchstiere unverzüglich schmerzlos
zu töten.

§ 7. Der Leiter des Tierversuches hat über die
Tierversuche Aufzeichnungen zu machen, die den
Zweck des Versuches, die Zahl, die Art und die
Herkunft der verwendeten Versuchstiere (bei
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Hunden und Katzen überdies den Namen und
die Anschrift des Vorbesitzers), den Namen des
Versuchsleiters und die Ergebnisse des Versuches
zu beinhalten haben. Diese Aufzeichnungen sind
zwei Jahre aufzubewahren.

§ 8. (1) Die Überwachung der Einhaltung dieses
Bundesgesetzes obliegt den gemäß § 4 Abs. 3
zuständigen Behörden.

(2) Die Behörden haben sich bei der Überprü-
fung befähigter Personen zu bedienen.

(3) Personen, die von der Behörde hiezu beauf-
tragt sind, ist, soweit dies zur Kontrolle erforder-
lich ist, während der Betriebszeiten der Zutritt
zu den Tierversuchseinrichtungen (§ 3 Abs. 2
Z. 3) zu gestatten, jede zur Kontrolle erforder-
liche Auskunft zu erteilen und die Einsichtnahme
in die einschlägigen Unterlagen (Aufzeichnungen
nach § 7, Rechnungen, Korrespondenz) zu ge-
statten.

(4) Bei einer Besichtigung hat sich das Kontroll-
organ auf Verlangen des Inhabers der Einrichtung
(§3 Abs. 1) oder seines Beauftragten durch einen
von der Behörde beglaubigten Ausweis auszu-
weisen. Dem Inhaber der Einrichtung (§ 3
Abs. 1) oder seinem Beauftragten steht es frei,
das Kontrollorgan bei der Besichtigung zu be-
gleiten; auf Verlangen des Kontrollorgans ist er
hiezu verpflichtet.

§ 9. (1) Wer einen Tierversuch entgegen den
Bestimmungen des § 3 Abs. 1 durchführt, begeht,
sofern nicht ein gerichtlich strafbarer Tatbestand
vorliegt, eine Verwaltungsübertretung und ist
von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer
Geldstrafe von S 1000•— bis S 15.000•—, im Falle
der Uneinbringlichkeit mit Arrest von 48 Stun-
den bis drei Wochen, bei vorsätzlicher Begehung
mit einer Geldstrafe von S 10.000•— bis
S 30.000•—, im Falle der Uneinbringlichkeit mit
Arrest von zwei Wochen bis sechs Wochen, zu
bestrafen.

(2) Wer

a) einen Tierversuch entgegen den Bestimmun-
gen des § 5 durchführt, oder

b) als Leiter eines Tierversuches (§ 5) nicht
für die Einhaltung der Bestimmungen des
§ 6 sorgt,

begeht, sofern nicht ein gerichtlich strafbarer Tat-
bestand vorliegt, eine Verwaltungsübertretung
und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde
mit einer Geldstrafe bis S 10.000•—, im Falle der
Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zwei Wochen,
bei vorsätzlicher Begehung mit einer Geldstrafe
von S 5000•— bis S 20.000•—, im Falle der Un-
einbringlichkeit mit Arrest von einer Woche bis
vier Wochen, zu bestrafen.

(3) Wer
a) als Leiter von Tierversuchen (§ 5) die Füh-

rung von Aufzeichnungen nach § 7 unter-
läßt, unvollständige oder wissentlich un-
richtige Aufzeichnungen führt, oder

b) Auskünfte nach § 8 nicht, nicht vollständig
oder wissentlich unrichtig erteilt oder den
Zutritt nach § 8 verweigert, oder

c) als Bewilligungsinhaber die unverzügliche
Anzeige nach § 4 Abs. 5 unterläßt,

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von
der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geld-
strafe bis S 10.000•—, im Falle der Uneinbring-
lichkeit mit Arrest bis zwei Wochen, zu bestrafen.

§ 10. Die Weigerung eines Arbeitnehmers,
einen Tierversuch im Sinne dieses Gesetzes durch-
zuführen, stellt keine Pflichtverletzung dar, wenn
sich der betreffende Arbeitnehmer nicht ausdrück-
lich zu solchen Arbeitsleistungen verpflichtet hat
oder sich diese Verpflichtung nicht unmittelbar
aus dem Dienstvertrag ergibt oder wenn mit dem
Tierversuch eine Gefahr für seine Gesundheit
verbunden ist.

§ 11. Die Vorschriften betreffend die Ver-
hütung und Bekämpfung übertragbarer Krank-
heiten der Menschen und Tiere, die Vorschriften
betreffend die Befugnis zur Vornahme medizini-
scher und diagnostischer Untersuchungen sowie
die Vorschriften über die bei Arbeiten mit Krank-
heitserregern zu beachtenden Vorsichtsmaßnah-
men bleiben unberührt.

§ 12. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli
1974 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist in Angelegenheiten des § 1 lit. a der Bundes-
minister für Wissenschaft und Forschung, in An-
gelegenheiten des § 1 lit. b der Bundesminister
für Handel, Gewerbe und Industrie, in Ange-
legenheiten des § 1 lit. c der Bundesminister für
Gesundheit und Umweltschutz sowie hinsichtlich
des § 10 der Bundesminister für soziale Verwal-
tung betraut.

Jonas
Kreisky Firnberg Staribacher Leodolter

1 8 5 . Bundesgesetz vom 7. März 1974,
betreffend die Übernahme der Bundeshaf-
tung für Darlehen und sonstige Kredite der
Axamer Lizum Aufschließungs-Aktiengesell-

schaft

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für die von der Axamer Lizum Auf-
schließungs-Aktiengesellschaft im In- und Aus-
land aufzunehmenden Darlehen und sonstigen
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Kredite (im folgenden Kredite genannt) namens
des Bundes die Haftung als Bürge und Zahler
(§ 1357 des allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buches) zu übernehmen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf von
der im Abs. 1 erteilten Ermächtigung nur Ge-
brauch machen, wenn

a) der Gesamtbetrag (Gegenwert) der Kredite
60 Millionen Schilling an Kapital und der
Gesamtbetrag (Gegenwert) an Zinsen und
Kosten 60 Millionen Schilling nicht über-
steigt;

b) die Laufzeit der Kreditoperation 15 Jahre
nicht übersteigt;

c) sich die Haftung des Bundes höchstens auf
einen Anteil von 60 vom Hundert der
Kredite samt Zinsen und Kosten erstreckt;

d) die prozentuelle Gesamtbelastung der Kre-
ditoperation in inländischer Währung
unter Zugrundelegung der folgenden For-
mel nicht mehr als das Zweieinhalbfache
des im Zeitpunkt der Kreditaufnahme gel-
tenden Zinsfußes für Eskontierungen der
Oesterreichischen Nationalbank (§ 48
Abs. 2 des Nationalbankgesetzes 1955,
BGBl. Nr. 184, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 276/1969) beträgt:

e) die prozentuelle Gesamtbelastung der Kre-
ditoperation in ausländischer Währung
nach der Formel laut lit. d nicht mehr als
das Zweieinhalbfache des arithmetischen
Mittels aus den im Zeitpunkt der Kredit-
aufnahme geltenden offiziellen Diskont-
sätzen in Belgien, der Bundesrepublik
Deutschland, Frankreich, Großbritannien,
den Niederlanden, Schweden, der Schweiz
und den USA (New York) beträgt; .

f) die Kreditoperation in Schilling, Belgischen
Francs, Deutschen Mark, Französischen
Francs, Holländischen Gulden, Italienischen
Lire, Japanischen Yen, Kanadischen Dollar,
Luxemburgischen Francs, Pfund Sterling,
Schwedischen Kronen, Schweizer Franken,
US-Dollar oder in Rechnungseinheiten, die
auf mehreren dieser Währungen beruhen,
erfolgt und

g) der Erlös der Kreditoperationen aus-
schließlich zur Mitfinanzierung der In-
vestitionsvorhaben in der Axamer Lizum
verwendet wird.

(3) Zur Feststellung des Nettoerlöses gemäß
Abs. 2 lit. d und e sind die Zuzählungsverluste
vom Bruttoerlös in Abzug zu bringen.

(4) Für die Beurteilung der Gesamtbelastung
bei Krediten, bei welchen die Zinssätze jeweils
für bestimmte Zeitabschnitte variabel festgesetzt
werden, ist für die vertragliche Laufzeit die Ge-
samtbelastung nach der Formel laut Abs. 2 lit. d
und e zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses
maßgebend.

(5) Vorzeitige Rückzahlungsermächtigungen
(Kündigungsrechte) sind für die Beurteilung der
Laufzeit nicht zu berücksichtigen.

§ 2. Wird die Haftung des Bundes gemäß § 1
Abs. 1 und 2 für Fremdwährungsbeträge über-
nommen, so sind diese zu den im Zeitpunkt der
Haftungsübernahme vom Bundesminister für
Finanzen jeweils festgesetzten Kassenwerten auf
die genannten Höchstbeträge anzurechnen.

§ 3. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, die gemäß § 1 Abs. 1 und 2 über-
nommenen Haftungen über die vertraglich ver-
einbarte Laufzeit der Kredite zu erstrecken,
wenn

a) eine Prolongierung der Fälligkeit der Ver-
pflichtungen aus verbürgten Kreditopera-
tionen zur Vermeidung einer Inanspruch-
nahme des Bundes aus der Haftung aus
welchem Grund immer geboten ist und der
Gläubiger zustimmt,

b) durch die Prolongierung die vertraglich
vereinbarte Laufzeit der verbürgten Kre-
dite um nicht mehr als fünf Jahre über-
schritten wird,

c) die Mehrleistungen an Zinsen im Haf-
tungsrahmen für Zinsen und Kosten Dek-
kung finden und

d) die Mitgesellschafter Land Tirol und Stadt
Innsbruck ihre Haftungen gleichfalls über
die vereinbarte Verlängerungszeit der
Laufzeit erstrecken.

(2) Die sich jeweils ergebende Gesamtlaufzeit
darf die im § 1 Abs. 2 lit. b festgesetzte Laufzeit
nicht überschreiten.

§ 4. Wird der Bund auf Grund einer gemäß
den vorstehenden Bestimmungen übernomme-
nen Haftung in Anspruch genommen, so steht
ihm neben dem Recht, den Ersatz der bezahlten
Schuld zu fordern (§ 1358 des allgemeinen bür-
gerlichen Gesetzbuches), auch das Recht zu, von
der Axamer Lizum Aufschließungs-Aktiengesell-
schaft den Ersatz aller im Zusammenhang mit
der Einlösung der übernommenen Haftung ent-
standenen Aufwendungen, insbesondere die vom
Bund in einem Rechtsstreit mit dem Gläubiger
aufgewendeten Kosten, zu fordern.

§ 5. Für die Übernahme der Bürgschaft durch
den Bund ist kein Entgelt zu entrichten.

§ 6. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch
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